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Medienmitteilung der Partei der Arbeit Bern zur Demonstration auf dem Bundesplatz

GEGEN DIE REVISION DES BÜPF

Die Partei der Arbeit Bern bastelte einen Trojaner und nahm damit an der erfogreichen 
Demonstration gegen das Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs (BÜPF) teil. Dieses liefert die gesetzlichen Grundlagen für sogenannte 
„geheime Zwangsmassnahmen“, wie die Telefonkontrolle und der Einsatz von verdeckten 
Ermittlern. Ursprünglich wurden diese „geheimen Zwangsmassnahmen“ mit dem Zuwachs 
an (international) organisierter Kriminalität, Wirtschaftskriminalität, Terrorismus und schweren 
Menschenrechtsverletzungen gerechtfertigt. In der Praxis wurde der Anwendungsbereich aber 
stark auch auf Alltagssituationen ausgeweitet. Sowie bei der Telefonkontrolle als auch der 
verdeckten Ermittlung vermischen sich präventive und repressive Komponenten in unscharfer 
Art und Weise. Da sich solche Massnahmen völlig im Geheimen abwickeln, besteht ein nicht zu 
unterschätzendes Missbrauchspotenzial.
Damit wird der Persönlichkeits- und Datenschutz noch weiter ausgehebelt und alle der staat-
lichen „Schnüffelei“ ausgeliefert. Besonder dreist sind die Einführung des Staatstrojaners, die 
erweiterte Datenspeicherung auf Vorrat sowie die Handy-Überwachung.

Im März 2014 hat der Ständerat die Revision des BÜPF durchgewunken. Dies obwohl am 8. 
März 2014 ein historischer Entscheid des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ein umstrittenes 
EU-Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung für ungültig erklärt hatte, wonach die massenhafte 
Speicherung von Telefon- und Internetverbindungsdaten ohne konkreten Anlass als ein gravie-
render Eingriff in die Grundrechte (insbesondere Achtung des Privatlebens) der Bürger be-
zeichnet wurde. Nun steht die Schweiz vor einem massgeblichen Richtungsentscheid. Wird der 
Schutz der Privatsphäre zum toten Verfassungsbuchstaben und der Überwachungsstaat noch 
weiter ausgebaut?

Die Partei der Arbeit Bern - PdA, will dies gemeinsam mit einem
breiten Bündnis bekämpfen und demonstrierte

für das Grundrecht auf Privatsphäre
für Freiheit und Rechtsstaat
gegen die Überwachung auf Vorrat
gegen Staatstrojaner
gegen das neue Überwachungsgesetz BÜPF.

Partei der Arbeit des Kantons Bern

Medienmitteilung der Partei der Arbeit Bern, 31. Mai 2014


